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V E R O R D N U N G 

 

Verordnung des Gemeinderates der GEMEINDE KARRÖSTEN vom 

………………….. 2026, 

mit der das örtliche Raumordnungskonzept fortgeschrieben wird. 

 
 

Aufgrund des § 29 Abs. 1 und 2 und des § 31, 31c Abs.1 und 2 des Tiroler 
Raumordnungsgesetzes 2022, LGBl. Nr. 43/2022 idF LGBl. Nr. 51/2026 wird verordnet: 

 
 

1. ABSCHNITT 
Allgemeines 

§ 1  
Geltungsbereich 

(1) Das Örtliche Raumordnungskonzept gilt für das gesamte Gemeindegebiet von Karrösten. 
 

(2) Das Örtliche Raumordnungskonzept ist auf einen Planungszeitraum von 10 Jahren 
ausgerichtet. Nach längstens 10 Jahren ist es auf Grundlage eines vom Bürgermeister dem 
Gemeinderat vorzulegenden Berichtes über die Verwirklichung der Festlegungen des Örtlichen 
Raumordnungskonzeptes fortzuschreiben. Wenn die räumliche Entwicklung der Gemeinde es 
erfordert, hat diese Fortschreibung entsprechend früher zu erfolgen. 
 

(3) Die Plandarstellungen Örtliches Raumordnungskonzept Karrösten (Plan-Nr. KA-2749-ROK-1 
M 1:5.000) und die erweiterte Legende in Anlage A bilden einen Bestandteil dieser 
Verordnung.  
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2. ABSCHNITT 
Grundsätzliche Festlegungen über die geordnete räumliche Entwicklung 

§ 2  
Allgemeine Aufgaben und Ziele 

Im Sinne der Ziele der örtlichen Raumordnung nach § 27 Abs. 2 TROG 2022 werden für die 
geordnete räumliche Entwicklung der Gemeinde Karrösten folgende grundsätzlichen Festlegungen 
getroffen: 
 
(1) Naturraum: Ziel ist die Sicherung der ökologisch wertvollen und landschaftlich bedeutenden 

Lebensräume in der Gemeinde, sowie eine Gestaltung bzw. Sanierung von auffälligen 
Defiziträumen in der Gemeinde. Die Erhaltung ortbildprägender Streuobstwiesen ist zu 
fördern und die Bevölkerung dahingehend zu sensibilisieren.  

 
(2) Landwirtschaft: Ziel ist es, die langfristigen Existenzgrundlagen der Landwirtschaft zu sichern 

und dadurch die Erhaltung der Zahl der bestehenden Landwirtschaftsbetriebe und ihre 
Funktionserfüllung der Versorgung und der Erhaltung der Kulturlandschaft trotz des hohen 
Nebenerwerbsgrades zu unterstützen. 

 
(3) Bevölkerung: Für den Planungszeitraum wird von einer Bevölkerungsgröße von rund 736 

Einwohnern (derzeit 721Einwohner) und einer Haushaltszahl von rund 313 Haushalten 
(derzeit 289 Haushalte) ausgegangen. Ziel ist die Schaffung von ausreichendem Wohnraum 
und Arbeitsplätzen für die ortsansässigen Bevölkerung. Die künftige Siedlungsentwicklung 
orientiert sich daher vorwiegend an Bedarf, Altersaufbau und Struktur der ortsansässigen 
Bevölkerung. 

 
(4) Siedlung: Das Ausmaß des für den Wohnbedarf der Bevölkerung erforderlichen Baulandes 

beträgt ca. 0,48 ha. Ziel für die weitere Siedlungsentwicklung in Karrösten ist die Erhaltung der 
bisherigen, die Gemeinde prägenden Siedlungsstruktur. Kontrolliertes Wachstum soll durch 
das Forcieren der inneren Siedlungsentwicklung und kleinerer Grundstücksgrößen, sowie die 
Mobilisierung von Boden im Sinne der Zielsetzungen für Ortsansässige erreicht werden. Der 
sparsame Umgang mit dem Grund und Boden dient der Erhaltung des naturnahen und 
dörflichen Charakters, um die Erwerbsmöglichkeiten für die Landwirtschaft abzusichern.  

 
(5) Wirtschaft: Ziel ist die Sicherung und der Ausbau der bestehenden Wirtschaftsstruktur sowie 

die Ansiedlung von Gewerbebetrieben und der Aufbau einer verträglichen 
Tourismuswirtschaft in Zusammenarbeit mit der Landwirtschaft. Bei der Ansiedlung von 
Gewerbebetrieben ist eine Konzentration auf den regionalen Markt bzw. auf überregionale 
Marktnischen geboten. 

 
(6) Tourismus: Ziel ist die Erhaltung und spezifische Erweiterung des bestehenden Angebotes an 

touristischen Einrichtungen durch Ausnützung der vorhandenen Potentiale. Besonders jene 
Möglichkeiten, die sich aus der Nutzung des naturräumlichen Potentials und der 
Zusammenarbeit mit der Landwirtschaft ergeben, sind aktiver zu nutzen. Das 
Zusammenwirken im übergemeindlichen Verband ist gezielt und erheblich zu stärken. 

 
(7) Technische Infrastruktur: Ziel ist die Verbesserung der Nutzung der bestehenden technischen 

Infrastruktur sowie eine möglichst ökonomische Erweiterung im Zuge der 
Siedlungsentwicklung. 

 
(8) Soziale Infrastruktur: Ziel ist die Sicherung und Verbesserung der traditionellen 

Selbsthilfestrukturen bzw. der organisierten Sozialstruktur, welche neben der 
Versorgungsfunktion eine wesentliche Aufgabe für das gesamte Sozialleben der Gemeinde 
erfüllt. 
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(9) Ressourcen: Entwicklung eines Weges für mehr Energieeffizienz und Ressourcenschutz und 
konsequente Umsetzung von Maßnahmen zur Verringerung des Bedarfes an Energie und 
Ressourcen, Schaffung von Anreizen im Bereich Bauen und Bestandssanierungen sowie 
Mobilität und nachhaltige Planungen im Wirkungsbereich der Gemeinde, wie 
Verkehrsplanung, Bebauungsplanung, siedlungsstrukturelle Gliederung, Ver- und Entsorgung. 

§ 3 
Sicherung von Freihalteflächen 

(1) Die im Verordnungsplan ausgewiesenen Freihaltegebiete (FF,  FÖ,  FA,  FE)  sind im Interesse 
der Erhaltung zusammenhängender land- und forstwirtschaftlich nutzbarer Flächen, ökologisch 
besonders wertvoller Flächen, natürlicher oder naturnaher Landschaftsteile, sowie 
zusammenhängender Erholungsräume von einer dem jeweiligen Freihalteziel 
widersprechenden Bebauung, mit Ausnahme der nach § 41 Abs. 2, § 42, § 42a und § 42b 
TROG 2022 im Freiland zulässigen Gebäude und baulichen Anlagen, freizuhalten, sofern in 
nachfolgenden Absätzen nichts anderes bestimmt ist. 
 

(2) In den im Verordnungsplan mit (FF) kenntlich gemachten Bereichen sind bei Vorliegen der 
sonstigen Widmungsvoraussetzungen insbesondere forstwirtschaftliche Sondernutzungen auf 
entsprechenden Sonderflächen unter der Voraussetzung, dass die Situierung im Wald 
erforderlich ist, zulässig. Als mit dem Freihalteziel vereinbar werden nachfolgende Widmungen 
angesehen: 
a) Sonderflächenwidmungen für die Errichtung von Gebäuden und sonstigen baulichen 

Anlagen, die für die ordnungsgemäße Jagd- und Forstwirtschaft benötigt werden. 
 

(3) In den im Verordnungsplan mit (FA) kenntlich gemachten Bereichen sind bei Vorliegen der 
sonstigen Widmungsvoraussetzungen folgende land- u. forstwirtschaftliche Sondernutzungen 
auf entsprechenden Sonderflächen zulässig:  

 

a) Widmungen nach § 44 TROG 2022 im Nahbereich von Siedlungen bzw. von bereits 
bestehenden Hofstellen 

b) Widmungen nach § 46 TROG 2022 im Bereich von Hofstellen 
c) Widmungen nach § 47 TROG 2022 in den Freihalteflächen FA2, FA3, FA4 und FA5 sofern 

für die Sonderfläche die betriebswirtschaftliche Notwendigkeit für den Standort gegeben ist, 
sowie durch eine an das Landschaftsbild angepasste Farbgebung, Materialität und 
Architektur eine bestmögliche Einfügung in das Landschaftsbild in enger Abstimmung mit 
dem Naturschutz gewährleistet ist. In den Freihalteflächen FA1 und FA6  sind keine 
Widmungen nach § 47 TROG 2022 zulässig.  

 
(4) Die im Verordnungsplan als „Erholungsräume“ (FE1, FE2) kenntlich gemachten Bereiche sind 

im Hinblick auf den Schutz und die Erhaltung der bereits genutzten bzw. künftig notwendigen 
Erholungsräume von einer diesem Freihalteziel widersprechenden Bebauung freizuhalten. 
Ausgenommen davon sind die nach § 41, § 42, § 42a und § 42b TROG 2022 idgF im Freiland 
zulässigen Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen. 

 
(5) Die im Verordnungsplan als „ökologisch wertvolle Flächen“ (FÖ1 bis FÖ7) kenntlich gemachten 

Bereiche sind, im Interesse der Erhaltung ökologisch besonders wertvoller Flächen sowie 
natürlicher und naturnaher Landschaftsteile, von einer diesem Freihalteziel widersprechenden 
Bebauung freizuhalten. Ausgenommen davon sind die nach § 41, § 42,  
§ 42a und § 42b TROG 2022 idgF im Freiland zulässigen Gebäude und sonstigen baulichen 
Anlagen. 

 
(6) Außerhalb der Siedlungsentwicklungsbereiche und der als landschaftliche oder ökologische 

Freihalteflächen oder als Erholungsräume festgelegten Bereiche werden sonstige 
Freihalteflächen festgelegt. Dort ist lediglich die Widmung von Sonderflächen und 
Vorbehaltsflächen gem. § 52 Abs. 1 TROG 2022 zulässig, sofern die betroffene Fläche für den 
beabsichtigten Verwendungszweck eine entsprechende Standorteignung bzw. Standortgunst 
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aufweist. Die sonstigen Freihalteflächen gliedern sich  
- In den Bereich des ehemaligen Sägewerkbetriebes im Rauth (FS1),  
- In den Bereich des Park- und Lagerplatzes beim Piger (FS2),  
- In den Bereich des im Freiland liegenden Grundstückes mit Wohnhaus bei der Auffahrt 

nach Karrösten (FS3) 
- In den Bereich des Infopoints Pitztal beim Kreisverkehr (FS4). 
- In die Böschungsbereiche angrenzend an die B171 Tiroler Straße und L61 

Brennbichlstraße (FS5). 
 
In den sonstigen Freihalteflächen sind nachfolgende Widmungen zulässig: 

 
a) FS1, FS2 und FS4: In diesen Flächen besteht soweit nicht bereits vorhanden die Möglichkeit 

einer Sonderflächenwidmung in Zusammenhang mit dem besonderen Verwendungszweck 
der jeweiligen Fläche sofern die betroffene Fläche für den beabsichtigten 
Verwendungszweck eine entsprechende Standorteignung bzw. Standortgunst aufweist. 

b) FS3: Das auf dieser Fläche bestehende Wohnhaus kann nicht in den angrenzenden 
Freihalteflächenfestlegungen (forstliche Freihaltefläche) subsummiert werden, weshalb 
hier eine sonstige Freihaltefläche festgelegt wird, in der grundsätzlich die im Freiland 
zulässigen Erweiterungsmöglichkeiten für das Bestandsgebäude bestehen. Eine 
darüberhinausgehende weitere bauliche Entwicklung ist nur in Zusammenhang mit einem 
noch zu definierenden besonderen Verwendungszweck der jeweiligen Fläche möglich, 
sofern die betroffene Fläche für den beabsichtigten Verwendungszweck eine 
entsprechende Standorteignung bzw. Standortgunst aufweist. 

c) FS5: Diese Flächen sind im Wesentlichen unbebaubar und daher von jeglicher Bebauung 
freizuhalten. Eine Widmung von Sonderflächen ist nur zulässig, sofern die betroffene 
Fläche für den beabsichtigten Verwendungszweck eine entsprechende Standorteignung 
bzw. Standortgunst aufweist, eine positive Stellungnahme der Landesstraßenverwaltung 
vorliegt und kein Versagungsgrund nach § 65 Abs. 2 TROG 2022 vorliegt. 

 
(7) In den Freihalteflächen gemäß § 3 (2) - (5) und in den Flächen nach (6) sind abweichend von 

den ansonsten bestehenden Beschränkungen Baulandwidmungen, 
Vorbehaltsflächenwidmungen und in den betreffenden Bereichen nicht vorgesehene 
Sonderflächenwidmungen insoweit zulässig, als es sich um Widmungen nach § 4 (5) oder (6) 
entlang der absoluten Siedlungsgrenzen sowie der festgelegten Siedlungsränder bzw. an der 
Freihalteflächengrenze handelt. 

§ 4 
Allgemeine Siedlungsentwicklung 

(1) Das Ausmaß des für den Wohnbedarf der Bevölkerung erforderlichen Baulandes im 
Planungszeitraum beträgt ca. 0,48 ha. 

 
(2) Für die bauliche Entwicklung sind in erster Linie die bereits gewidmeten, unbebauten Flächen 

heranzuziehen. Die künftige Siedlungsentwicklung der Gemeinde Karrösten findet damit im 
Wesentlichen innerhalb der derzeit bestehenden Siedlungsgrenzen statt. 

 
(3) Für die darüberhinausgehende Siedlungsentwicklung sind die im Verordnungsplan 

dargestellten Eignungsbereiche bei Erfüllung der für die einzelnen Bereiche in den textlichen 
Ausführungen zu den Entwicklungsstempeln festgelegten Voraussetzungen entsprechend der 
jeweils vorgesehenen Hauptnutzungen, Fristigkeiten und Dichtefestlegungen heranzuziehen. 
Dabei dienen Gebiete der Zeitzone z1 dem unmittelbaren Bedarf, für Gebiete mit der Zeitzone 
z0 ist sofern nicht bereits gewidmete, für eine Widmung der konkrete Bedarf nachzuweisen 
bzw. sind weitere Voraussetzungen erforderlich. 

 
(4) Die Neuwidmung von Grundstücken als Bauland ist insbesondere nur dann zulässig, wenn der 

Bedarf an der widmungsgemäßen Verwendung gegeben ist. 
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(5) Die im Verordnungsplan enthaltenen absoluten Siedlungsgrenze stellen absolute Grenzen 

für die Siedlungsentwicklung dar. Die absoluten Siedlungsgrenzen dürfen bei der Widmung 
von Bauland, Vorbehaltsflächen und Sonderflächen nur dann geringfügig überschritten 
werden, wenn dies erforderlich ist, um entsprechend den baurechtliehen Bestimmungen eine 
einheitliche Widmung für den Bauplatz zu erreichen und der Bauplatz an der absoluten 
Siedlungsgrenze nicht zweckmäßig unterteilt werden kann. Diesfalls ist im Bebauungsplan 
durch entsprechende Festlegungen an der absoluten Siedlungsgrenze sicherzustellen, dass 
kein Gebäude oder sonstige bauliche Anlagen vor der absoluten Siedlungsgrenze errichtet 
werden können.  

 
(6) Die in den Plänen festgelegten Siedlungsränder stellen einen Grenzsaum dar, der durch 

Bauland oder im anschließenden Bereich grundsätzlich nicht vorgesehene Vorbehalts- oder 
Sonderflächenwidmungen überschritten werden darf, soweit dadurch außerhalb des 
Siedlungsrandes keine eigenständige Bautiefe eröffnet wird und diese einer geordneten 
baulichen Gesamtentwicklung im Sinne der Ziele der örtlichen Raumordnung nicht zuwiderläuft 
und den Bestimmungen des § 37 TROG 2022 idgF nicht entgegensteht. Zur Schaffung von 
einheitlichen Bauplätzen im Sinne des § 2 Abs. 12 Tiroler Bauordnung 2022 idgF ist eine 
Überschreitung des Siedlungsrandes zulässig, wenn der überwiegende Teil des jeweiligen 
Bauplatzes bereits als Bauland oder Sonderfläche ausgewiesen ist und keine zusätzliche 
Bauplatztiefe geschaffen wird. 

 
(7) Für die Siedlungsentwicklungsbereiche, für die die Verpflichtung zur Bebauungsplanung 

festgelegt ist (B!), ist zur Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung für eine 
bauliche Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung die Erlassung eines Bebauungsplanes und 
gegebenenfalls eines ergänzenden Bebauungsplanes erforderlich. Darüber hinaus ist die 
Erlassung eines Bebauungsplanes auf unbebauten Bauplätzen mit einer Größe von mehr als 
400 m² zwingend erforderlich. Von der Verpflichtung zur Erlassung von Bebauungsplänen sind 
bebaute Grundstücke ausgenommen, sofern die verkehrsmäßige Erschließung und die 
Erschließung dieser Grundstücke mit Einrichtungen zur Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung bereits besteht und die Erlassung von Bebauungsplänen zur 
Gewährleistung einer geordneten weiteren Bebauung derselben nicht erforderlich ist. 
Außerdem ist die Erforderlichkeit der Erlassung eines Bebauungsplanes im Hinblick auf die 
Bestimmungen des § 55 Abs. 2 TROG 2022 zu prüfen. 

 
(8) Zur genaueren Abgrenzung zwischen unterschiedlichen Entwicklungsbereichen werden 

Grenzen für unterschiedliche Festlegungen gezogen. Zur Schaffung von einheitlichen 
Bauplätzen im Sinne des § 2 Abs. 12 Tiroler Bauordnung 2022 ist eine nicht-parzellenscharfe 
Interpretation im Rahmen der Flächenwidmung möglich. 

 
(9) Sofern in den jeweiligen baulichen Entwicklungsbereichen nichts anderes bestimmt ist, wird 

gem. § 31 b Abs.2 TROG 2022 (Bebauungsregel) für Grundstücke, die als Bauland gem. § 38 
bzw. § 40 TROG 2022 oder Sonderfläche gem. § 51 TROG 2022 gewidmet sind und für die 
nach den raumordnungsrechtlichen Vorschriften ein Bebauungsplan nicht zu erlassen ist und 
ein Bebauungsplan nicht besteht, festgelegt: 

 
Eine Bebauung bzw. weitere Bebauung der Grundstücke ist nur  

 

- unter Einhaltung einer Mindestdichte von 1,3 BMD (Baumassendichte) und  
- für Bauplätze bis zu einer Größe von 600 m² unter Einhaltung einer Höchstdichte von 

0,4 NFD (Nutzflächendichte),  
- für Bauplätze mit einer Größe von 600 – 900 m² sofern sie nicht sinnvoll unterteilbar 

sind, unter Einhaltung einer Höchstnutzfläche von 250 m² und  
- für Bauplätze die größer sind als 900 m² sofern sie nicht sinnvoll unterteilbar sind, unter 

Einhaltung einer Höchstnutzfläche von 400 m²  
 

zulässig, mit Ausnahme jener Grundstücke, bei welchen der rechtmäßig vorhandene 
Bestand diese Höchstdichten bereits überschreitet. Dort ist eine Bebauung im Ausmaß 
des rechtmäßigen Bestandes jedenfalls möglich. 
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(10) Bei der Umsetzung der Siedlungsentwicklungsbereiche ist im Sinne der Ziele der 

Raumordnung Bedacht zu nehmen, dass der Energiebedarf über erneuerbare Energien 
(Photovoltaik und Solaranlagen, alternative Energieformen) und über lokale Energieressourcen 
(nachwachsende Rohstoffe, etc.) gedeckt wird. 

 
(11) Zur besseren Ausnutzung bestehender Infrastrukturen, zum Abbau von Baulandüberhang und 

zur Revitalisierung des Ortskerns bekennt sich die Gemeinde zum Ziel der 
Wiederinwertsetzung von leerstehenden Gebäuden.  

§ 5 
Wirtschaftliche Entwicklung 

(1) Für die Belange der Wirtschaft sind im Planungszeitraum rund 4,67 ha (Rauth, Bruggmahd, 
Gaschlein, Gurgltal) vorgesehen, die bedarfsgemäß entwickelt werden können. Für die 
bauliche Entwicklung sind vorrangig die im derzeit geltenden Flächenwidmungsplan bereits als 
Gewerbegebiet bzw. allgemeines Mischgebiet ausgewiesenen Flächen heranzuziehen.  

 
(2) Bei der Widmung von Bauland für Zwecke der Wirtschaft gilt § 4 (2) bis (10) sinngemäß. 

 
(3) Zur Stärkung der Wirtschaftskraft der Gemeinde wird die Ansiedlung neuer Betriebe 

angestrebt. Betriebe mit einer Konzentration auf den regionalen Bedarf und überregionale 
Marktnischen, die auf traditionellen Berufen und Handwerken der Region aufbauen sowie das 
vorhandene Arbeitskräftepotential ansprechen und nutzen, werden im Rahmen der 
Einflussmöglichkeiten der Gemeinde ebenso bevorzugt wie technologisch zeitgemäße 
Dienstleistungsbetriebe. 

 
(4) Als Standorte für wenig flächenintensive und mit anderen Nutzungen verträglichen 

gewerblichen Nutzungen sind vor allem die Entwicklungsmöglichkeiten in den gewidmeten 
Mischgebieten zu berücksichtigen. 

 
(5) Die Errichtung von Beherbergungsgroßbetrieben gem. § 48 TROG 2022 liegt nur dann im 

öffentlichen Interesse, wenn damit eine innovationsorientierte Entwicklung des 
Beherbergungsangebotes durch eine klare touristische Positionierung des Betriebes mit einem 
innovativen, eigenständigen Konzept erzielt wird. Damit ein qualitativ hochwertiges Angebot 
auch in Zukunft gesichert ist und dieses vielfältig und übersichtlich bleibt, sollen neue 
Beherbergungsbetriebe eine Bettenobergrenze von 300 Betten nicht überschreiten.  
 

(6) Die landwirtschaftlichen Betriebe im Ortsgebiet sollen in ihrem Bestand gesichert und in ihrer 
Leistungsfähigkeit gestärkt und daher differenziert nach ihrer Lage im Siedlungsgebiet als 
Sonderfläche Hofstelle oder als landwirtschaftliches Mischgebiet gewidmet werden. 

 
(7) Zur Förderung der Fremdenverkehrswirtschaft strebt die Gemeinde die Verbesserung des 

touristischen Angebotes unter Ausnutzung der vorhandenen und zwar insbesondere der 
naturräumlichen Potentiale an. Ebenfalls wird eine Kooperation mit der Landwirtschaft unter 
Ausnutzung der sich ergebenden Synergieeffekte angestrebt. 

 
(8) Widmungen nach § 45 TROG 2022 (Sonderflächen für landwirtschaftliche Intensivtierhaltung) 

sind nicht zulässig. 

§ 6 
Verkehrsmaßnahmen 

(1) Bei der Ausweisung von Siedlungs- und Wirtschaftsgebieten ist darauf zu achten, dass 
kostenintensive Erschließungen und damit verbundene aufwendige Erhaltungsmaßnahmen 
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ausgeschlossen sind. Daher sind nach Möglichkeit die bereits erschlossenen und bisher 
ungenutzten Reserveflächen bevorzugt für die Siedlungsentwicklung heranzuziehen, bevor 
eine Weiterentwicklung und Ausdehnung der Siedlungsbereiche erfolgt. 

 
(2) Die Verkehrserschließung größerer Baulandreserven und sonstiger noch unerschlossener 

Bereiche ist stufenweise, entsprechend dem Bedarf und im Einklang mit den finanziellen 
Möglichkeiten der Gemeinde vorzunehmen. 

 
(3) Zur Verbesserung der Verkehrssituation ist nach Möglichkeit die Einrichtung von 

verkehrstechnisch entsprechenden Ausweichen bei Engstellen auf Sichtweite, die Erweiterung 
der Straßenbreiten entsprechend den verkehrstechnischen Erfordernissen und der Ausbau von 
Wendeplätzen in Sackgassen vorgesehen. 

 
(4) Der Umweltverbund - öffentliche Verkehrsmittel, Radfahrer, Fußgänger - ist zu fördern. In den 

Siedlungsentwicklungsbereichen mit verkehrssicherheitstechnischen Problempunkten 
(Straßenbreiten, gefährliche Kreuzungen, Steilheit) wird eine Verbesserung der 
Verkehrssicherheit durch geeignete Maßnahmen im Zuge der Bebauungsplanung angestrebt. 

 
(5) Im Zuge der Bebauungsplanung wird versucht an geeigneten Stellen innerörtliche Fußwege 

bestmöglich zu sichern bzw. auszubauen. 
 

(6) Im Bereich Larchwaldweg – Rauth soll eine Bushaltestelle vorgesehen werden. (siehe dazu 
Vö1)  

§ 7 
Sonstige Infrastruktur 

(1) Zur Sicherung von Grundflächen für im Interesse der Gemeinde stehende 
Infrastruktureinrichtungen ist seitens der Gemeinde eine vorausschauende Flächenpolitik 
umzusetzen. 

 
(2) Da ein Großteil der sozialen Infrastruktur in der benachbarten Bezirkshauptstadt Imst 

angesiedelt ist, sind zumindest die bestehenden Einrichtungen wie Schule und Kindergarten in 
ihrem Bestand zu sichern. 

 
(3) Für die Nutzung erneuerbarer Energieformen ist das öffentliche Interesse gegeben und es wird 

die Errichtung dieser Anlagen befürwortet. Bei der Beurteilung und Genehmigung derartiger 
Anlagen sind aber auch die sonstigen Interessen der örtlichen Raumordnung wie die 
Berücksichtigung des Orts- und Landschaftsbildes sowie die möglichste Vermeidung der 
Beeinträchtigung von angrenzenden Liegenschaften zu beachten. Der Schutz des Orts- und 
Landschaftsbildes muss Vorrang gegenüber der höheren Leistungsfähigkeit der freistehenden 
Anlage haben. Dabei gilt insbesondere: 

 

Für Anlagen, welche gänzlich freistehend errichtet werden gelten folgende 
Beurteilungskriterien, nach denen jeder einzelne Widmungsantrag zu behandeln und zu 
entscheiden ist: 

a. Sonderflächen für freistehende Anlagen dürfen nur dann ausgewiesen werden, wenn 

eine Ausführung in oder auf bzw. an einem naheliegenden Gebäude nicht möglich oder 

nicht sinnvoll ist. Dafür ist eine Beurteilung eines von der Planung unabhängigen 

Ziviltechnikers oder einer unabhängigen Beratungsstelle z.B. Energie Tirol o.ä., 

hinsichtlich der Zweckmäßigkeit vorzulegen. 

b. Die Anlagen sind möglichst in unmittelbarer Nähe von bestehenden Gebäuden zu 

situieren. 

c. Bei der Situierung ist auf die größtmögliche Verträglichkeit mit dem Orts- und 

Landschaftsbild zu achten und sind entsprechende Maßnahmen im Rahmen der 

Vertragsraumordnung sicherzustellen.  
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d. Weiters ist die Situierung so zu wählen, dass keine Beeinträchtigung anderer Objekte 

durch Blendwirkung oder dergleichen erfolgt und erforderliche Abstände zu anderen 

Objekten eingehalten werden. 

e. Für die Möglichkeit der Einspeisung bzw. des Anschlusses der Anlage an das Stromnetz 

ist eine Stellungahme des zuständigen Energieversorgers vorzulegen. 

f. Auf Dauer oder zumindest für einen langen Zeitraum stillgelegte Anlagen sind zu 

entfernen. 

 
(4) Im Sinne des Klimaschutzes sind klimaneutrale Lösungen bei der baulichen Entwicklung zu 

finden. Bei der baulichen Entwicklung ist auf die Reduktion von Flächenversiegelung Bedacht 
zu nehmen und sind die regionalen Klimaanalysedaten bestmöglich zu berücksichtigen. 

§ 8 
Behördliche Maßnahmen 

(1) Innerhalb von 2 Jahren nach Inkrafttreten des örtlichen Raumordnungskonzeptes ist der 
bestehende Flächenwidmungsplan zu ändern, soweit dies zur Vermeidung von Widersprüchen 
zu den Zielen der örtlichen Raumordnung nach dem Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 und zu 
den Festlegungen des örtlichen Raumordnungskonzeptes erforderlich ist. 
 

(2) Bei künftigen Änderungen des Flächenwidmungsplanes sind die Bestimmungen dieser 
Verordnung, der Verordnungsplan und die textlichen Ausführungen zu den 
Entwicklungsstempeln maßgebend. 

§ 9 
Sonstige Maßnahmen 

(1) Zur Absicherung der Festlegungen im örtlichen Raumordnungskonzept, insbesondere zur 
Sicherung ausreichender Flächen zur Befriedigung des Wohnbedarfes der Bevölkerung und für 
gewerbliche Zwecke sowie zur Sicherstellung der widmungsgemäßen Verwendung binnen 
angemessener Frist, kann die Gemeinde unterstützend auch privatrechtliche Verträge mit den 
Grundeigentümern abschließen. (Vertragsraumordnung) 
 

(2) Falls für die im Rahmen ihres Planungsermessens erwogenen Festlegungen des örtlichen 
Raumordnungskonzeptes, des Flächenwidmungsplanes oder eines Bebauungsplanes die 
Gemeinde trotz Erfüllung der sonstigen gesetzlichen Voraussetzungen nur dann eine 
Übereinstimmung mit sämtlichen maßgebenden Zielen der örtlichen Raumordnung bzw. 
Festlegungen übergeordneter Planungsinstrumente der Gemeinde gebracht werden kann, 
wenn ergänzend Verträge nach § 33 Abs. 2 TROG 2022 mit den betroffenen Grundeigentümern 
abgeschlossen werden, so müssen diese Verträge vor der jeweiligen Beschlussfassung 
zustande kommen. 
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§ 10 
Schlussbestimmungen 

(1) Das örtliche Raumordnungskonzept liegt im Gemeindeamt während der für den Parteienverkehr 
bestimmten Zeiten zur allgemeinen Einsichtnahme auf. 

 
(2) Das örtliche Raumordnungskonzept tritt gemäß § 66 Abs. 1 TROG 2022 mit dem Ablauf der 

Kundmachungsfrist in Kraft. 
 

 

 
 

Der Bürgermeister der Gemeinde Karrösten 
 
 

Mag. Daniel Raffl 
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Erweiterte Legende 

Teil A - Freihaltegebiete 
 
 
Folgende Freihaltegebiete werden festgelegt: 
 
Ökologische Freihaltefläche (FÖ) 
 
FÖ1: schützenswerte Lebensräume nördlich bzw. nordwestlich und östlich vom Dorf  
FÖ2: schützenswerte Lebensräume unterhalb vom Dorf  
FÖ3: Feldgehölze in der Kulturlandschaft um Brennbichl 
FÖ4: Laubmischwald zwischen der Bundesstraße und der Zufahrt nach Karrösten  
FÖ5: primäre Magerrasen auf dem mageren Hügel zwischen Königskapelle und Brennbichl 
FÖ6: Auwaldreste am Innufer  
FÖ7: lichte Stellen im Föhrenwald um den Grombichl 
 
 
Landschaftliche Freihaltefläche (FA) 
 
FA1: Kulturlandschaftsflächen nordwestlich vom Dorf 
FA2: Kulturlandschaftsflächen unterhalb vom Dorf und zwischen Dorf und Siedlung 
FA3: Kulturlandschaftsflächen in Brennbichl 
FA4: Kulturlandschaftsflächen zwischen Brennbichl und Königskapelle 
FA5: Almgebiet Karröster Alpe 
FA6: Tschirgant  
 
 
Forstliche Freihaltefläche (FF) 
 
FF: Die aus forstwirtschaftlicher Sicht relevanten Waldgebiete im Gemeindegebiet von 

Karrösten werden als forstliche Freihalteflächen festgelegt. 
 
 
Erholungsräume (FE) 
 
FE1: Sportplatz Grombichl 
FE2: Spielplatz Winkele 
 
 
Sonstige Freihaltefläche (FS) 
 
FS1: Areal des ehemaligen Sägewerkes 
FS2: Park- u. Lagerplatz beim Piger mit Raftinggebäude 
FS3: Wohnhaus bei der Auffahrt Karrösten 
FS4: Infopoint Pitztal 
FS5: Böschungen der B171, L61 und L16 
 
 
 
Die Freihalteflächen wurden entsprechend ihres hauptsächlichen Verwendungszweckes bzw. 
aufgrund ihrer speziellen besonderen Wertigkeit ausgewiesen. Viele dieser Gebiete verfügen nicht 
nur über einen Freihaltenutzen, sondern bergen häufig mehrere Funktionen, die der 
Übersichtlichkeit halber aber generalisiert dargestellt wurden. Die detaillierte Aufgliederung der 
Natur- und Kulturlandschaftselemente ist der Naturkundlichen Bearbeitung zum Örtlichen 
Raumordnungskonzept zu entnehmen.  
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Teil B – Bauliche Entwicklung 
 
 
GRUNDSÄTZLICHES 
 
Entsprechend ihrer vorwiegenden Nutzung (Hauptnutzung) untergliedern sich die einzelnen 
Gebiete in folgende Kategorien: 
 
Nutzung 
 W vorwiegend Wohnnutzung 
 L vorwiegend landwirtschaftliche Nutzung 
 G vorwiegend gewerbliche Nutzung 
 M Mischnutzung 
 Ö vorwiegend öffentliche Nutzung 
 S vorwiegend Sondernutzung mit erheblichen baulichen Anlagen 
 
Die Rundsignaturen, mit denen im Verordnungsplan zum Örtlichen Raumordnungskonzept 
Festlegungen für die einzelnen Ortsbereiche getroffen werden, enthalten gemäß den genannten 
Zielsetzungen weiters folgende Inhalte: 
 
• Zeitzone z, mit der eine mögliche Nutzung zeitlich abgestuft festgelegt wird: 
 

z0 Bedarfszeitraum in Abhängigkeit von bestimmten Bedingungen 
z1  unmittelbarer Bedarf   

 
Falls es sich beim betreffenden Gebiet zum Zeitpunkt des lnkrafttretens dieser Verordnung um 
Freiland handelt, wird mit der Zeitzone der frühestmögliche Zeitpunkt der Baulandwidmung 
bestimmt, sofern konkreter Bedarf sowie die erforderlichen infrastrukturellen Voraussetzungen 
gegeben sind. 

 
• Dichteklasse D, welche für die Bebauung eine grundsätzliche Zielsetzung betreffend der 

Baudichten, bzw. für das betreffende Gebiet eine Bebauungsplanpflicht vorgibt: 
 

D1  überwiegend lockere Bebauung 
D2  überwiegend mittlere Baudichte 
D4  überwiegende Gebäude mit verminderten Grenzabständen 
B!  Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
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Erweiterungsflächen für Hauptnutzung Wohnen 

Zähler W1: Dorf 
Zeitzone: z1, unmittelbarer Bedarf 
Dichtezone: D4, überwiegend Gebäude mit verminderten Grenzabständen 

Die noch ungenutzten Flächen im Ortsverband sollten zur Schaffung eines geschlossenen 
Dorfzentrums vorrangig bebaut werden. Die Anordnung und Ausgestaltung der Baukörper sollte 
die Zentrumsfunktion verstärken. Zur Erhaltung des charakteristischen Ortsbildes wird auch die 
Dichtezone D4, überwiegend Gebäude mit verminderten Grenzabständen ermöglicht. Die 
geordnete bauliche Entwicklung ist über das Instrument des Bebauungsplanes sicherzustellen. Die 
dzt. gewidmeten und nicht erschlossenen Bereiche können erst nach Vorliegen eines 
Bebauungsplanes einer widmungsgemäßen Bebauung zugeführt werden. Eine weitere bauliche 
Entwicklung in den Gefährdungsbereichen ist ebenfalls an das Vorliegen einer positiven 
Stellungnahme des Forsttechnischen Dienstes der Wildbach und Lawinenverbauung 
Gebietsbauleitung Oberes Inntal gebunden. Innerhalb des Schutzbereiches der Landesstraße ist 
eine weitere bauliche Entwicklung nur bei Vorliegen einer positiven Stellungnahme der 
Landesstraßenverwaltung zulässig. Innerhalb des braunen Hinweisbereiches Steinschlag ist eine 
weitere bauliche Entwicklung nur bei Vorliegen einer positiven Stellungnahme der Landesgeologie 
zulässig. 

Zähler W2: Siedlung und Winkele Arche 
Zeitzone: z1, unmittelbarer Bedarf 
Dichtezone: D1, überwiegend freistehende Objekte 

Festlegung gemäß Bestand. Die noch nicht verbauten Reserveflächen im Gemeindeeigentum in 
Winkele Arche werden gemäß Bedarf baulich verwertet. Die restlichen, im Anschluss an bereits 
bebaute Grundstücke liegenden, unbebauten gewidmeten Grundstücke sollen weiterhin der 
baulichen Entwicklung dienen. Die Nachverdichtung auf verbauten Grundstücken ist zur effizienten 
Nutzung des Baulandes unter Zuhilfenahme der verdichteten bzw. besonderen Bauweise im 
Bebauungsplan zu ermöglichen.  
Die nicht gewidmeten Bereiche im Bereich Gschrapp- und Talgraben können bei Bedarf unter 
Vorlage einer positiven Stellungnahme des Forsttechnischen Dienstes der Wildbach und 
Lawinenverbauung Gebietsbauleitung Oberes Inntal für eine Bebauung gewidmet werden.  
Eine weitere bauliche Entwicklung in den Gefährdungsbereichen ist ebenfalls an das Vorliegen 
einer positiven Stellungnahme des Forsttechnischen Dienstes der Wildbach und 
Lawinenverbauung Gebietsbauleitung Oberes Inntal gebunden. Innerhalb des braunen 
Hinweisbereiches Steinschlag ist eine weitere bauliche Entwicklung nur bei Vorliegen einer 
positiven Stellungnahme der Landesgeologie zulässig. 

Zähler W3: Windegg, Sturmergasse 
Zeitzone: z0, Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
Dichtezone: D1, überwiegend freistehende Objekte 
Bebauungsplanpflicht: B! Eine Bebauung ist erst nach Vorliegen eines Bebauungsplanes möglich. 

Die betroffenen Gp 672 und 662 sowie 791 können erst bei Vorliegen einer gesicherten 
verkehrsmäßigen Erschließung und vorliegendem Bedarf gewidmet werden. Für eine Bebauung ist 
das Vorliegen eines Bebauungsplanes erforderlich. 

ZählerW4: Windegg 
Zeitzone: z0, Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
Dichtezone: D1, überwiegend freistehende Objekte 
Bebauungsplanpflicht: B! Eine Bebauung ist erst nach Vorliegen eines Bebauungsplanes möglich. 

Auf Grund der Parzellenstruktur und der fehlenden Verkehrserschließung ist eine sinnvolle 
Bebauung der Reserveflächen im Siedlungsbereich "Windegg" nicht möglich. Eine 
Baulandumlegung ist erforderlich (siehe U1). Voraussetzung für eine bauliche Nutzung dieses 
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Gebietes ist daher eine Grundstücksneuordnung, durch die eine geordnete Bebauung und 
zweckmäßige verkehrsmäßige Erschließung sichergestellt wird. Die Freigabe zur baulichen 
Nutzung hat im Übrigen bedarfs- und infrastrukturbezogen durch Erlassung von Bebauungsplänen 
zu erfolgen. Die Vertragsraumordnung ist anzuwenden. 

Zähler W5: Broatle 
Zeitzone: z0, Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
Dichtezone: D1, überwiegend freistehende Objekte 
Bebauungsplanpflicht: B! Eine Bebauung ist erst nach Vorliegen eines Bebauungsplanes möglich. 

Die gewidmeten Grundstücke bleiben weiterhin gewidmet. Eine weitere bauliche Entwicklung in 
diesem Bereich ist gebunden an eine zweckmäßige verkehrsmäßige Erschließung und kann nur 
bei konkret vorliegendem Bedarf erfolgen. Bei der Bebauung der unbebauten Flächen ist durch 
einen Bebauungsplan die Erschließbarkeit der noch nicht erschlossenen Flächen zu prüfen. Bei 
jeder baulichen Entwicklung in diesem Bereich ist die Vertragsraumordnung anzuwenden.  

Zähler W6: Dorf 
Zeitzone: z1, unmittelbarer Bedarf 
Dichtezone: D1, überwiegend freistehende Objekte 
Bebauungsplanpflicht: B! Eine Bebauung ist erst nach Vorliegen eines Bebauungsplanes möglich. 

Eine weitere bauliche Entwicklung im Bereich der gelben Wildbach Gefahrenzone ist an das 
Vorliegen einer positiven Stellungnahme des Forsttechnischen Dienstes der Wildbach und 
Lawinenverbauung Gebietsbauleitung Oberes Inntal gebunden. 
Eine weitere bauliche Entwicklung dieser Bereiche ist an das Vorliegen eines Bebauungsplanes 
gebunden. 

Zähler W7: Brennbichl  
Zeitzone: z1, unmittelbarer Bedarf 
Dichtezone: D1, überwiegend freistehende Objekte 

Festlegung gemäß Bestand. Eine weitere bauliche Entwicklung ist an diesem Standort 
raumordnerisch nicht vertretbar, weshalb hier eine absolute Siedlungsgrenze festgelegt wird.  

Zähler W8: Königskapelle 
Zeitzone: z1, unmittelbarer Bedarf 
Dichtezone: D1, überwiegend freistehende Objekte 

Festlegung gemäß Bestand. Das Siedlungsgebiet "Königskapelle" ist in diesem Bereich als 
Bauland Wohngebiet ausgewiesen und vollständig bebaut. Bauliche Nachverdichtungen können in 
Abstimmung mit dem angrenzenden dem Ortsteil namensgebenden Denkmal durch Erlassung von 
Bebauungsplänen ermöglicht werden. Zu beachten ist in diesen Bereichen der Gefahrenbereich 
der Bundes- und Landesstraße (Brückenwiderlager) sowie der B171 Tiroler Straße. Innerhalb des 
Schutzbereiches der Landesstraße ist eine weitere bauliche Entwicklung nur bei Vorliegen einer 
positiven Stellungnahme der Landesstraßenverwaltung zulässig.  
 
 

Erweiterungsflächen für Hauptnutzung gewerblich gemischte Nutzung 

Zähler M1: Königskapelle, Brennbichl 
Zeitzone: z1, unmittelbarer Bedarf 
Dichtezone: D2, überwiegend mittlere Baudichte 

Festlegung gemäß Bestand. Die bauliche Verdichtung der gewidmeten Flächen wird angestrebt. 
Zu beachten ist in diesen Bereichen der Gefahrenbereich der Bundes- und Landesstraße B171, 
L61 und des Brückenwiderlagers der Landesstraße L16 (Pitzalstraße-Pitztalbrücke) durch 
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Einholung einer Stellungnahme der Landesstraßenverwaltung. Bei einer weiteren baulichen 
Entwicklung ist eine Stellungnahme der Landesgeologie einzuholen. 

Zähler M2: Brennbichl:  
Zeitzone: z1, unmittelbarer Bedarf 
Dichtezone: D1, überwiegend freistehende Objekte 
Bebauungsplanpflicht: B! Eine Bebauung ist erst nach Vorliegen eines Bebauungsplanes möglich. 

Die nicht in der roten Gefahrenzone gelegenen Grundstücke verbleiben weiterhin im Bauland. Die 
unbebauten Grundstücke können erst bei Vorliegen eines Bebauungsplanes einer weiteren 
baulichen Entwicklung zugeführt werden. Die Vertragsraumordnung ist gegebenenfalls 
anzuwenden. Bei Zu- und Umbauten im gefährdeten Bereich ist aber die Stellungnahme des 
Baubezirksamtes - Wasserwirtschaft erforderlich. Innerhalb des Schutzbereiches der 
Landesstraße ist eine weitere bauliche Entwicklung nur bei Vorliegen einer positiven 
Stellungnahme der Landesstraßenverwaltung zulässig.  

Zähler M3: Brennbichl 
Zeitzone: z0, Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
Dichtezone: D1, überwiegend freistehende Objekte 
Bebauungsplanpflicht: B! Eine Bebauung ist erst nach Vorliegen eines Bebauungsplanes möglich. 

Dieser Bereich bleibt aufgrund der Gefährdungssituation weiterhin im Freiland. Diese Flächen 
können zur Bebauung erst dann herangezogen werden, wenn aufgrund der 
Verbauungsmaßnahmen am Pigerbach eine hinreichende Gefahrensicherheit gewährleistet ist, 
was an eine positive Stellungnahme des Baubezirksamtes – Wasserwirtschaft gebunden ist. 
Innerhalb des Schutzbereiches der Landesstraße ist eine weitere bauliche Entwicklung nur bei 
Vorliegen einer positiven Stellungnahme der Landesstraßenverwaltung zulässig. Die 
Vertragsraumordnung ist anzuwenden. 

Zähler M4: Bruggmahd 
Zeitzone: z0, bauliche Nutzung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
Dichtezone: D1, überwiegend freistehende Objekte 
Bebauungsplanpflicht: B! Eine Bebauung ist erst nach Vorliegen eines Bebauungsplanes möglich. 

Dieser Bereich im Siedlungsgebiet "Königskapelle" angrenzend an das gewidmete Bauland 
Wohngebiet im Bruggmahd soll als Übergang der Wohnnutzung zur östlich angrenzenden 
möglichen gewerblichen Nutzung dienen. Durch die Bahnhofsnähe und die vorhandene 
Erschließung liegt eine ausgezeichnete Eignung für eine Kombination aus Dienstleistungs- und 
Wohnnutzung vor. Um eine geordnete bauliche Entwicklung im Sinne der örtlichen 
Raumordnungsziele sicherzustellen, ist ein schlüssiges Parzellierungs- und Erschließungskonzept 
erforderlich. Die Flächen werden nur bedarfs- und infrastrukturbezogen gewidmet und nach 
Erlassung von Bebauungsplänen für die Bebauung freigegeben. Im Zuge der Bebauungsplanung 
ist auf die klimatische Situation im Hinblick auf Gebäudehöhen und Versiegelung Bedacht zu 
nehmen. Die Vertragsraumordnung ist anzuwenden. 
 
 

Erweiterungsflächen für landwirtschaftliche Nutzung 

Zähler L1: Dorf 
Zeitzone: z1, unmittelbarer Bedarf 
Dichtezone: D1, überwiegend freistehende Objekte 

Dieser Bereich um die Hofstelle Hölzle ist landwirtschaftlich geprägt und soll für eine vorwiegende 
landwirtschaftliche Nutzung vorgesehen werden. Bauliche Nachverdichtungen sind anzustreben.  
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Erweiterungsflächen für Hauptnutzung gewerbliche und industrielle Nutzung 

Zähler G1: Bruggmahd 
Zeitzone: z0, Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
Dichtezone: D1, überwiegend freistehende Objekte 
Bebauungsplanpflicht: B! Eine Bebauung ist erst nach Vorliegen eines Bebauungsplanes möglich. 

Durch die Bahnhofsnähe des Bruggmahd liegt eine ausgezeichnete Eignung für eine Kombination 
aus Dienstleistungs- und Wohnnutzung vor. Bei der konkreten Flächenwidmung sind insbesondere 
Nutzungskonflikte im Übergangsbereich zwischen Wohnnutzung und gewerblichen Nutzungen 
durch geeignete Widmungsfestlegungen und allenfalls privatrechtliche Absicherung gestalterischer 
Maßnahmen weitgehend auszuschließen. Im Zuge der Bebauungsplanung ist auf die klimatische 
Situation im Hinblick auf Gebäudehöhen und Versiegelung Bedacht zu nehmen. Die 
Vertragsraumordnung ist anzuwenden. Im Bereich des Hochwassergefährdungsbereiches sind die 
Bebauungen erst nach Zustimmung des Baubezirksamtes, Abt. Wasserwirtschaft zulässig. 
Um eine geordnete bauliche Entwicklung im Sinne der örtlichen Raumordnungsziele 
sicherzustellen, ist ein schlüssiges Parzellierungs- und Erschließungskonzept erforderlich. 

Zähler G2: Gurgltal, Fabrikstraße 
Zeitzone: z0, Widmung Bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
Dichtezone: D2, überwiegend verdichtete Flachbauweise 
Bebauungsplanpflicht: B! Eine Bebauung ist erst nach Vorliegen eines Bebauungsplanes möglich. 

Diese bestehenden und möglichen Gewerbeflächen gliedern sich in 3 Bereiche, die durch den 
Pigerbach vom Imster Industriegebiet getrennt sind. Sie müssen im Zusammenhang mit dem 
Imster Gewerbegebiet an der Fabrikstraße gesehen werden. Die gewidmeten Bereiche bleiben 
weiterhin gewidmet. Eine weitere bauliche Entwicklung ist an das Vorliegen eines sinnvollen 
Parzellierungs- und Erschließungskonzeptes unter im südlichsten Bereich Berücksichtigung der 
Erschließung Gaschlein sowie einer sichergestellten äußeren Erschießung der Bereiche und 
darüber hinaus im Gefährdungsbereich des Piger an die positive Stellungnahme seitens des 
Baubezirksamtes – Wasserwirtschaft gebunden.  

Zähler G3: Rauth, Larchwaldweg 
z0: Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich  
D2: überwiegend mittlere Baudichte 
Bebauungsplanpflicht: B! Eine Bebauung ist erst nach Vorliegen eines Bebauungsplanes möglich. 

Die gewidmeten Bereiche verbleiben in der bestehenden Mischgebietswidmung. Eine weitere 
bauliche Entwicklung und damit Widmung des noch nicht gewidmeten Bereiches kann nur bei 
sichergestellter verkehrstechnischer Erschließung sowie Erschließung mit Trinkwasserver- und 
Abwasserentsorgungsanlagen und darüber hinaus nur dann erfolgen, wenn die Grundflächen 
entsprechend verfügbar sind. Weiters hat die Bebauung landschaftsschonend bzw. unter Setzung 
von landschaftspflegerischen Begleitmaßnahmen (wie z.B. durch Sichtschutz, Durchgrünung, 
geringe Versiegelung, Regenwasserretention u.dgl.) zu erfolgen, was im Rahmen der 
Bebauungsplanung sicherzustellen ist. Für diese beiden Punkte (Verfügbarkeit und 
landschaftsschonende Bebauung) ist die Vertragsraumordnung anzuwenden. Die geologischen 
Vorgaben in der Stellungnahme der Landesgeologie Zl. VIa-LG-103/38 vom 18.09.2019 zur 
Raumordnungskonzeptänderung sind bei einer weiteren baulichen Entwicklung einzuhalten. Die 
Vorgaben der WLV in der Stellungnahme Zl. GZ3141/73-2019 vom 27.02.2019 zur 
Raumordnungskonzeptänderung sind bei einer weiteren baulichen Entwicklung einzuhalten.  
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Erweiterungsflächen für vorwiegend Sondernutzung  

Zähler S1: Gaschlein  
Zeitzone: z0, Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
Dichtezone: D2, überwiegend mittlere Baudichte 
Bebauungsplanpflicht: B! Eine Bebauung ist erst nach Vorliegen eines Bebauungsplanes möglich. 

Westlich des Pigerkanals grenzt im Entwicklungsbereich das gewidmete und bebaute 
Betriebsareal der Firma Pfeifer an. Im östlichen Bereich grenzt die Geländekammer des Gaschlein 
mit dem bewaldeten Hügel, auf dem der 110 kV Tiwag Mast steht, an. Im Süden dieses Bereiches 
befindet sich eine kleine Geländestufe. Die bauliche Entwicklung dieses Bereiches wurde auf den 
ebenen Bereich eingeschränkt, der unbebaubare Hügel wurde aus dem Entwicklungsbereich 
herausgenommen ist gebunden an ein Parzellierungs- und Erschließungskonzept, das einerseits 
eine geordnete äußere ökonomisch sinnvolle Erschließung sicherstellt und andererseits eine 
geordnete verkehrliche und bauliche Entwicklung innerhalb des Siedlungsbereiches gewährleistet. 
Nachfolgende Punkte sind einzuhalten: 

• Der Hügel wird auch im Hinblick auf die Unbebaubarkeit aus dem Entwicklungsbereich 
endgültig zurückgenommen.  

• Weiters ist aufgrund des reizvollen landschaftlichen Bereiches jedenfalls bei einer baulichen 
Entwicklung eine landschaftspflegerische Begleitplanung zu berücksichtigen, die eine 
entsprechend landschaftsschonende Einbindung in diese Geländekammer gewährleistet.  

• Die Vertragsraumordnung ist anzuwenden.  

• Im Gefährdungsbereich des Piger ist eine bauliche Entwicklung erst nach Umsetzung eines 
Hochwasserschutzprojektes und mit einer positiven Stellungnahme seitens des 
Baubezirksamtes – Wasserwirtschaft möglich. 

• Im Zuge der Bebauungsplanung ist auf die klimatische Situation bzgl. der Erhaltung von 
Kaltluftleitbahnen im Hinblick auf Gebäudehöhen und Versiegelung Bedacht zu nehmen.  

 

Erweiterungsflächen für Hauptnutzung öffentliche Nutzung, Gemeindebedarf 

Zähler Ö1: Dorf, Gemeindehaus, Feuerwehrhaus 
Zeitzone: z1, unmittelbarer Bedarf 
Dichtezone: D1, überwiegend freistehende Objekte 

Festlegung gemäß Bestand. Eine weitere bauliche Entwicklung im Bereich der Gefahrenzonen ist 
nur bei Vorliegen einer positiven Stellungnahme der WLV möglich. Innerhalb des Schutzbereiches 
der Landesstraße ist eine weitere bauliche Entwicklung nur bei Vorliegen einer positiven 
Stellungnahme der Landesstraßenverwaltung zulässig. 

Zähler Ö2: Rauth, Recyclinghof 
Zeitzone: z1, unmittelbarer Bedarf 
Dichtezone: D-, keine Dichtefestlegung 

Festlegung gemäß Bestand. Innerhalb des Schutzbereiches der Landesstraße ist eine weitere 
bauliche Entwicklung nur bei Vorliegen einer positiven Stellungnahme der Landesstraßen-
verwaltung zulässig. 

Zähler Ö3: Brennbichl, Klärwerk 
Zeitzone: z1, unmittelbarer Bedarf  
Dichtezone: D-, keine Dichtefestlegung 

Das Klärwerk wird gemäß der bestehenden Widmung abgegrenzt. Im Gefährdungsbereich des 
Piger ist eine bauliche Entwicklung an die positive Stellungnahme seitens des Baubezirksamtes – 
Wasserwirtschaft gebunden. 
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Zähler Ö4: Grombichl, Bauhof 
Zeitzone: z1, unmittelbarer Bedarf 
Dichtezone: D1, überwiegend freistehende Objekte 

Festlegung gemäß Bestand. 

Zähler Ö5: Windegg, Volksschule, Kindergarten 
Zeitzone: z1, unmittelbarer Bedarf 
Dichtezone: D1, überwiegend freistehende Objekte 

Festlegung gemäß Bestand. 
 
 

Baulandumlegung: 
 
U1: Aufgrund der bestehenden Parzellenstruktur und der fehlenden Verkehrserschließung ist eine 
sinnvolle Bebauung der verbleibenden Reserveflächen nicht möglich. Eine Baulandumlegung ist 
erforderlich. Der Antrag auf Baulandumlegung ist durch den Gemeinderat oder durch die Mehrheit 
der Grundeigentümer zu stellen. Nach Abschluss des Umlegungsverfahrens ist ein 
Bebauungsplan zu erlassen.  
 
 

Verkehrsmaßnahmen: 
 
Vö1: Erforderliche Haltestelle im Bereich Larchwaldweg (Gewerbegebiet Rauth) 
 


